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genen Mittelpunkt aus geleitete aufrühreriſche Bewegung ver⸗

einigte alle revolutionären Parteien , wie verſchieden auch das

letzte Ziel ihrer Beſtrebungen war , indem ſie , die Verwirklichung

einer einheitlichen Verfaſſung Deutſchlands als Fahne auf⸗

ſteckend , zunächſt auf den Umſturz des Beſtehenden gerichtet ſeyn

mußte .

Nur der Haltung der Großherzoglichen Regierung und den

beiden Kammern in allen auf die Reichsverfaſſung bezüglichen

Fragen durfte man es zuſchreiben , daß nicht gleichzeitig
mit den aufrühreriſchen Bewegungen in Dresden , Elberfeld ,

Prüm u. ſ. f. und mit dem Beginnen des umfaſſenderen Auf⸗

ſtands in der baieriſchen Pfalz die Schilderhebung in Baden

erfolgte . Sorgfältig vermied man Alles , was der revolutionä⸗

ren Partei ihren erwünſchten Anlaß geben konnte , die herr⸗

ſchende Aufregung für ihren Zweck zu benützen . Als aber fort⸗

geſetzte wühleriſche Anſtrengungen ihren in ſolcher Weiſe ver —

ſpäteten Erfolg gewannen , waren die vereinzelten Aufſtands⸗

verſuche in Preußen und Sachſen bewältigt und trat uns im

Lande ſofort preußiſche Hilfe in Ausſicht .

Hiedurch ward die Gefahr der wohlvorbereiteten raſchen

Verbreitung des Aufruhrs , welche an unſerer nördlichen

Gränze die Treue der heſſiſchen Truppen und weithin die

wirkliche Annäherung der preußiſchen Heere gänzlich beſeitigte ,

gleich anfänglich ſchon weſentlich geſchwächt .

39 .

Wir gehen nun zu der neuen Phaſe über , in welche die Ver —⸗

faſſungsangelegenheit nach dem Ausbruch der Revolution ge —
treten iſt , nachdem die Könige von Preußen , Sachſen und Han⸗

nover das Bündniß vom 26 . Mai abgeſchloſſen hatten , worin

ſie ſich unter vorübergehenden Beſtimmungen über die Mittel

zur Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſchlands
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unter den eingetretenen gefahrvollen Verhältniſſen verpflichte —

ten , dem deutſchen Volke eine Verfaſſung nach Maßgabe eines

unter ihnen verabredeten Entwurfes zu gewähren .
Wie die übrigen Bundesſtaaten wurde die Großherzogliche

Regierung zum Beitritt zu dem Bündniſſe eingeladen , deſſen

Statut jedem Beitretenden das Recht auf Leiſtung der durch

den ausgeſprochenen Zweck des Vertrags bedingten Hilfe zu—⸗

ſicherte , zugleich aber in Be ig auf die zu begründende künf⸗

tige Verfaſſung Deutſchlands die gleiche Verpflichtung wie den

Aſtrürgl ich Verbündeten auferl egte.
Die Großherzogliche Regierung befand ſich, als ihr die Ein —

ladung zugekommen , in einem Zuſtand der Hilfloſigkeit ,der im

Hinblick auf die äußern Umſtände , unter denen ſie dem Bünd⸗

niſſe beitrat , über die Motive ihres Entſchluſſes im Zweifel

laſſen konnte .

Es war ihr gegen frühere Aufſtandsverſuche und Einfälle

aus der Schweiz von ibren Bundesgenoſſen bereitwillige Hilfe

geleiſtet worden .

Sie hatte auch ihrer Seits bis zum Tage des Aufruhrs im

Mai 1849 die auf dem Bundesvertrage beruhende und nach
unſerer Anſicht noch fortdauernde Verpflichtung wechſelſeitiger
Hilfeleiſtung zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit

Deutſchlands eben ſo willfährig erfüllt , wie namentlich durch

Stellung eines Contingents im däniſchen Kriege und noch we⸗

nige Tage vor der Kataſtrophe , der wir unterlagen , durch Ent —⸗

ſendung einiger kleinen Truppenabtheilungen zur Verſtärkung
der Garniſon in Landau .

In den Tagen aber , da das rechtzeitige Eintreffen weniger
Bataillone Reichstruppen in der Reſidenz den Sieg des Auf⸗

ruhrs noch abwenden konnte , befand ſich die Exekutivgewalt be⸗

kanntlich in der Unmöglichkeit , die angeſprochene Hilfe zu ge —

währen .

Nach der Unterwerfung des Landes unter die Revolution

und deſſen Ueberſchwemmung mit fremden Freiſchaaren war

zu wiederholten Malen dringend , jedoch ohne erwünſchten Er⸗

folg , von der Großherzoglichen Regierung um verfaſſungsmä⸗
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ßige Hilfe gebeten worden . Wie wir aus ihren , den Kam⸗
mern gemachten Mittheilungen wiſſen , war ihr vom Reichs⸗

miniſterium unterm 26 . Mai die Nachricht zugekommen , daß

daſſelbe das erhaltene Schreiben der Königlich preußiſchen Re⸗

gierung mitgetheilt und empfohlen habe und es ſich völlig außer

Stand befinde , anders wirkſam einzuſchreiten , als auf dem

betretenen Wege , indem Preußen allein die zur Hilfeleiſtung

nöthige Militärmacht ſtellen könne , hiezu auch ohne Zweifel

bereitwillig ſeyn würde , da ihm wie jedem Staate an der Auf⸗

rechthaltung und Herſtellung der öffentlichen Ordnung gelegen

ſeyn müſſe . Mittlerweile war auch auf direktem Wege preu⸗

ßiſche Hilfe angeſprochen worden .

Allmählig hatte ſich hierauf zwar an der heſſiſchen Grenze

ein Corps von Reichstruppen geſammelt , das ſchon zu Anfang

Juni , zumal unter den damaligen Umſtänden , wohl ſtark ge⸗

nug geweſen war , den Aufſtand in Baden zu bewältigen , wenn

er iſolirt geblieben wäre .

Es war aber zu ſchwach , zu ſolchem Zweck in das Großher —

zogthum auf die Gefahr hin einzurücken , daß die Aufſtändi⸗

ſchen in der Rheinpfalz , was ſpäter wirklich geſchah , einen

Uebergang über den Rhein bewerkſtelligen und die in Wür⸗

temberg herrſchende Aufregung ebenfalls in aufrühreriſche Be —

wegungen übergehe , und die Reichstruppen von beiden Seiten

her bedroht würden .

Obwohl unter den eingetretenen Umſtänden die Niederwer⸗

fung des Aufruhrs in Baden durch preußiſche Hilfe bedingt

erſchien , ſo konnte die Erlangung dieſer Hilfe doch nicht als

abhängig von dem Beitritt der Großherzoglichen Regierung

zu dem Dreikönigsbündniſſe betrachtet werden , und die begehrte

und geleiſtete preußiſche Hilfe zur Bezwingung des Aufſtandes

in der Rheinpfalz hat es beſtätigt .
Es war bekannt , daß Baiern keine hinlängliche Streitmacht

in Bereitſchaft hatte , um ausſchließlich mit eigener Kraft die

geſetzliche Ordnung in ſeiner inſurgirten Provinz wieder her —

zuſtellen . Hiezu bedurfte es jedenfalls einer mehrfach grö —

ßern Macht , als es in den Junitagen nach der Pfalz zu entſen⸗
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den vermochte , zumal da die badiſchen Inſurgenten und ihre

aus anderen Ländern herangekommenen Streitgenoſſen dem

pfälziſchen Aufruhr den Dienſt , den er dem badiſchen wirklich

geleiſtet hat , noch in weit größerem Umfange hätten leiſten

können .

Hätte man aber der Revolution in beiden Ländern , ſich mehr

zu organiſiren und kräftigen , Zeit gelaſſen , und wollte man

nicht durch das Heranziehen zahlreicher Heere zu ihrer Be —

kämpfung zugleich die demokratiſchen Parteien anderer Länder

von wohlvorbereiteten Verſuchen abſchrecken , die Empörung

auf einem weithin unterwühlten Boden auszubreiten , ſo würde

der Aufruhr vorausſichtlich leicht einen für ganz Deutſchland
weit bedenklichern Umfang gewonnen haben .

Wollte nun Preußen auch nicht auf den Grund des Bundes —

vertrags von 1815 einſchreiten , ſo lag die Leiſtung einer Hilfe ,
die den wachſenden Schwierigkeiten einer vorausſichtlich nicht
ausbleibenden Aufgabe begegnete , jedenfalls ſchon in ſeinem

eigenen Intereſſe , ſo wie im Intereſſe von ganz Deutſchland
und insbeſondere aller jener Länder , deren revolutionäre Par —⸗

teien in zahlreichen Zuzüglern ihre Contingente zu dem Auf⸗

ruhr in der Pfalz und in Baden geſtellt hatten .
Es bedurfte auch in der That des Beitritts der Königlich

baieriſchen Regierung zu dem Dreikönigsbündniſſe nicht , um

Preußen zu dem Einſchreiten gegen den Aufruhr in der Pfalz

zu bewegen , und da dieſes Einſchreiten mit überwiegender

Macht die baieriſchen Inſurgenten nach dem rechten Rheinufer ,
wie es auch wirklich geſchah , drängen und die Befreiung Ba —

dens durch die Reichsarmee noch erſchweren mußte , ſo konnte

wohl der Großherzoglichen Regierung die gleiche Hilfe um ſo

weniger verſagt werden . Wir hegen überhaupt nicht den min⸗

deſten Zweifel , daß es unſeres Beitritts zu dem Dreikönigs —

bündniß nicht bedurfte , um uns preußiſche Hilfe zu verſchaffen .

Auf der andern Seite würde aber die Großherzogliche Re —

gierung , auch wenn ſie ſich nicht in einem Zuſtande der Hilfs⸗

bedürftigkeit befunden hätte , nicht den mindeſten Anſtand haben

finden können , die auf die Reichsverfaſſung bezügliche Ver —⸗
2
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bindlichkeit zu übernehmen , welche das Dreikönigsbündniß den

verbündeten Regierungen auferlegt .

Sie mußte vielmehr demſelben beitreten , wenn ſie ſich nicht

mit den Grundſätzen und Anſichten in Widerſpruch ſetzen wollte ,

zu denen ſie in der deutſchen Sache von vorn herein ſich bekannt

hatte .
So lange ſie die Hoffnung nähren konnte , daß zwiſchen der

Nationalverſammlung und den deutſchen Großmächten noch in

irgend einer Weiſe eine Annäherung erzielt werde , und ſo

lange ſie jeden Schritt zu vermeiden hatte , der die Aufrichtig⸗

keit ihrer früheren Erklärungen in Zweifel ſtellen und zu auf⸗

reizenden Verdächtigungen benützt werden konnte , wollte ſie

zwar in Verhandlungen über Sonderbündniſſe ſich nicht einlaſ —⸗

ſen . Sie hatte dagegen ihre Bereitwilligkeit erklärt , auch dieſen

Weg , als Mittel zum Ziele einer allgemeinen Verſtändigung ,

zu betreten , wenn ihre Hoffnungen unerfüllt bleiben ſollten .

Sie hatte inmitten der Gefahren , die ſie umſchwebten , dieſen

eventuellen Entſchluß öffentlich ausgeſprochen , auch ſolchen

Vorbehalt als eine unabweisliche Nothwendigkeit bezeichnet ,

um die Intereſſen des Landes für den Fall zu wahren , der nun

wirklich eingetreten war .

Das angebotene Bündniß verrückte aber in keiner Weiſe

das große Ziel , nach welchem man ſeit der Berufung der Na —

tionalverſammlung geſtrebt hatte . Es kündigte ſich als Ein⸗

leitung zur Begründung einer Reichsverfaſſung an , welche in

gleicher Weiſe , wie die Frankfurter Aufſtellung , alle deutſchen

Staaten außer Oeſterreich umfaſſen ſollte und die Feſtſetzung

des Verhältniſſes des Kaiſerſtaats zu dem deutſchen Reiche ge⸗

genſeitiger Verſtändigung vorbehielt .

Unter allen Beſtimmungen des Berliner Entwurfs , welche

von den Beſchlüſſen der Nationalverſammlung abwichen , be⸗

fand ſich nicht eine einzige , welche auch nur zum Vorwand

einer Zurücknahme der urſprünglichen Erklärungen der Groß⸗

herzoglichen Regierung hätte dienen können . Die getroffenen

Abänderungen entſprachen vielmehr in vielen Punkten den An⸗

ſichten , aus welchen ihre Bedenken gegen eine Reihe von Be⸗
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ſchlüſſen der Nationalverſammlung entſprungen waren . Hatte

ſie ſich in der Hoffnung , wünſchenswerthe Abänderungen von

der Zukunft zu erlangen , entſchloſſen , die von der Nationalver⸗

ſammlung dargebotene Verfaſſung beiſtimmend anzunehmen ,
ſo konnte ſie ihre Zuſtimmung einem Entwurfe um ſo weniger
verſagen , der wenn auch nicht alle ihre urſprünglichen Beden⸗

ken , doch den größten Theil derſelben beſeitigte .
Der Grundſatz der Gleichberechtigung blieb auch in den

neuen Beſtimmungen dieſes Entwurfes gewahrt . Die Art und

Weiſe , wie der Entwurf das aufgenommene Fürſtencollegium
gebildet wiſſen wollte , erinnerte zwar an einen frühern Vor⸗

ſchlag , der zu Frankfurt ſich keine Geltung verſchaffen konnte ,
und Baden mit einer empfindlichen Zurückſetzung bedroht hatte .
Indem der neue Entwurf aber Baden zur Wahl eines Bevoll —

mächtigten für das Fürſtencollegium in gleicher Weiſe , wie es

jener Vorſchlag zum Zwecke der Bildung eines Directoriums

beabſichtigt hatte , gemeinſchaftlich mitWürttemberg , den beiden

Hohenzollern und Liechtenſtein berief , beſeitigte er gerade die

Nebenbeſtimmung , welche den natürlichen und geſchichtlich be —

gründeten Rechtsanſprüchen des Großherzogthums zu nahe
trat . Er enthält die Beſtimmung nicht , daß , ſo lange eine

Verſtändigung zwiſchen den betheiligten Regierungen nicht er⸗

folge und die Reichsgeſetzgebung die Art ihres Zuſammenwir⸗
kens zur Wahl des gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten nicht
feſtſetzen würde , der an Volksmenge überwiegende Staat allein

wähle , ſo unbedeutend der Unterſchied der Bevölkerung auch
ſeyn möge . )

Indem die Königlich preußiſche Regierung ihr der Natio⸗

nalverſammlung gegebenes Wort , die Sache der deutſchen Ei —

nigung nicht fallen zu laſſen , vielmehr auch fernerhin alle

Kräfte zur Förderung des großen Werkes aufzubieten , durch
ihre getroffenen Einleitungen löste , verdiente ſie den Dank der

Eine Verfaſſung , die ſo Vieles beſtimmt , was nicht zur Verfaſſung
gehört , ſollte , was nothwendig dazu gehört , nicht unbeſtimmt laſſen .

9 *
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Nation und ein bereitwilliges Entgegenkommen der Regie —

rungen .

Den ernſten Willen , die Erreichung des Hauptzieles zu be —

ſchleunigen , bethätigte ſie durch die Rückſichten , die ſie in dem

Entwurfe der Reichsverfaſſung den Verhältniſſen des Augen —

blicks trug , in ſo fern ſie manche Abänderungen , deren ihr das

Werk der Nationalverſammlung noch bedürftig ſchien , einer

Reviſion in einer minder aufgeregten Zeit vorbehielt , und der

Weisheit , Mäßigung und Beſonnenheit künftiger Verſamm —

lungen vertraute .

Ihre Selbſtverläugnung bethätigte ſie insbeſondere durch die

Bereitwilligkeit , womit ſie , um die Fürſten zum Eintritt in den

Bundesſtaat geneigter zu machen , das Zuſtimmungsrecht in der

gewöhnlichen Geſetzgebung auf das Fürſtencollegium übertrug ,

ohne dem Reichsvorſtande ein ſelbſtſtändiges Veto ( Verfaſ —

ſungsabänderungen ausgenommen ) einzuräumen .

Dieſe ( durch die Erfurter Verſammlung abgeänderte ) Be —

ſtimmung des Entwurfes entzog der Krone Preußen eine dem

Staatsoberhaupte nach monarchiſchen Grundſätzen weſentlich

zukommende Prärogative , welche die Frankfurter Aufſtellung

ihm in gebührender Vollſtändigkeit , prinzipieller Korrektheit ,
wenn auch nicht unbeſchränkt , doch in praktiſch wohl ausrei —

chender Weiſe gewährt hatte .

Dieſer Verzicht auf das Veto könnte den Reichsvorſtand in

die Lage ſetzen , ein von der Mehrheit des Fürſtencollegiums

angenommenes , in Uebereilung beſchloſſenes Geſetz , als Trä —

ger der Executivgewalt vollziehen zu müſſen , ſo entſchieden ſein
politiſches Gewiſſen ſich dagegen ſträuben möchte , während der

Fall über der Gränze der Wahrſcheinlichkeit liegt , daß in lan —

gen Zwiſchenräumen ein übereinſtimmender Beſchluß beider

Häuſer dreimal eine ungebührliche Forderung wiederhole , oder

eine vorgefaßte Meinung gegen billiges Verlangen einem ſol —
chen dreimal wiederholten Antrag nicht willig weiche .

Die Königliche Regierung bethätigte ihre Neigung zur

Selbſtbeſchränkung hauptſächlich auch durch ihr Beſtreben , aus

der Frankfurter Aufſtellung manche Keime zur Entwickelung
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einer Centraliſation zu entfernen , welche auf der einen Seite

dem Intereſſe des Reichsvorſtandes , als Inhaber der vollzie —

henden Gewalt , nur zuträglich ſeyn konnten , auf der andern

Seite aber die Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten mehr be —

ſchränkten , als es der Zweck der bundesſtaatlichen Einigung

verlangte .

Es ward dadurch die Spitze der einzigen Waffe abgebrochen ,
womit die partikulariſtiſche Oppoſition gegen die zureichende

Befriedigung des Bedürfniſſes einer bundesſtaatlichen Einheit

anzukämpfen vermocht , indem ſie auf die wohlthätige , gleich —

förmigere Verbreitung von Wohlſtand und Bildung in den

deutſchen Ländern als natürliche Folge des partikularen
Staatslebens hinwies , im Gegenſatz der lauten Klagen , die

man in den Provinzen großer Reiche in Folge centraler Ver —

waltung , über die Oede des Provinziallebens , über die Schwie —

rigkeit und Koſtſpieligkeit des Verkehrs mit weit entfernten

Centralbehörden , über Hintanſetzung der Intereſſen der Pro⸗

vinzen , wie über Zurückſetzung ihrer Angehörigen bei Anſtel —

lungen u. ſ. f. , nicht ſelten vernimmt .

Einen der erheblichſten Widerſprüche , welche die Ergebniſſe
der Frankfurter Verhandlungenhervorgerufen hatten , beſeitigte
der Berliner Entwurf eines gänzlich abgeänderten Wahlge —

ſetzes , der von den Regierungen nur günſtig aufgenommen wer⸗

den konnte , wenn man auch etwa über Maß und Art der An⸗

wendung der Lehre : praesertim providendum est in republica ,
ne plurimi plurimum valeant , andere Anſicht hatte oder andere

Combination der Garantien des Cenſus und des Lebensalters

der Wählenden für zweckmäßig hielt .

Welche Bedenken man noch gegen einzelne aus der Frank —
furter Aufſtellung entnommene Beſtimmungen des Berliner

Entwurfes hegen mochte , ſo ſchien durch die Natur der getrof —
fenen Abänderung die Erwartung doch wohl begründet , daß
ſämmtliche Regierungen , welche die von der Nationalverſamm⸗
lung aufgeſtellte Reichsverfaſſung anzunehmen bereit waren ,

wozu auch die königlich württembergiſche gehörte , um ſo we⸗
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niger Anſtand nehmen werden , dem Berliner Entwurfe bei —

zutreten .

Von rein deutſchen Staaten blieb daher nur Baiern übrig ,

auf deſſen Geneigtheit zum Beitritt man nicht ſchon aus frü⸗

heren Erklärungen ſchließen durfte . Dagegen war man wohl

berechtigt , anzunehmen , daß es , wenn alle übrigen rein deut —

ſchen Staaten ſich einigten , nicht zurückbleiben werde , zumal da

ihm das Bedürfniß der Einigung durch die Vorgänge in der

Pfalz fühlbarer geworden . Darnach ſchien auch die von den

königlichen Regierungen von Preußen , Sachſen und Hannover

feſt und zuverſichtlich ausgeſprochene Hoffnung , daß der neue

Bundesſtaat das geſammte Gebiet des Bundes von 1815 um —

faſſen werde , wenigſtens in Beziehung auf alle rein deutſchen
Staaten wohlbegründet .

Für den Fall , daß dies nicht geſchehe , war zwar vorgeſehen ,

daß der Bundesſtaat ſich zunächſt aus den beitretenden Staaten

bilde und mit den nicht beitretenden in dem Verbande der

Rechte und Verbindlichkeiten bleibe , die aus der Bundesakte

von 1815 erwachſen .

Man ging aber von der Vorausſetzung aus , daß außer den

Verhältniſſen von Schleswig und Limburg nur die Stellung

Oeſterreichs zu den übrigen Gliedern des deutſchen Bundes in

Folge der Verfaſſung vom 4. März , durch welche die öſter —

reichiſchen Bundesländer in ein ſtaatliches Verhältniß zu der

Geſammtmonarchie getreten , ſich als Gegenſtand weiterer Ver —

handlungen und Vereinbarungen und deßfallſiger Vorbehalte
darbiete .

Dieſe Vorausſetzung konnte ſich nur an die Hoffnung auf

den Beitritt aller rein deutſchen Staaten zu der Reichsverfaſ —
ſung knüpfen . Sie erwies ſich nicht begründet , als nicht nur

die Erwartung , daß alle Staaten , welche die Frankfurter Auf —
ſtellung anerkannt hatten , zum Eintritt in den Bundesſtaat mit

Preußen , Sachſen und Hannover ſich bereit finden laſſen wer —

den , nicht zur Erfüllung kam, indem Württemberg den Anſchluß
gleich Baiern ablehnte , ſondern auch Sachſen und Hannover
zurücktraten .
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Eine Union , welcher eine Reihe der mittleren deutſchen

Staaten nicht angehörte , könnte nicht mehr das Ziel haben ,

das ſich das Dreikönigsbündniß geſetzt hatte . Ihr Beſtehen

neben einem allgemeinen Staatenbunde oder Bundesſtaate , der

ſämmtliche Bundesländer umfaßte , oder neben einer ihr ent⸗

gegengeſetzten Union unter irgend einem gemeinſchaftlichen

Verbande , erforderte nähere , feſte Beſtimmungen , wenn nicht

Alles , was ſich auf Erhaltung einer nationaken Einheit Deutſch⸗
lands bezog , völlig im Unklaren bleiben und es damit ſchlim⸗

mer als vor den Märztagen des Jahres 1848 werden ſollte .

Dieſe Beſtimmungen könnten nur das Ergebniß einer Ver —

einbarung aller deutſchen Bundesſtaaten auf den Grund der

Verträge von 1815 ſeyn .

Es fehlte auch bald nach dem Rücktritte von Sachſen und

Hannover nicht an der Anregung zu einer ſolchen Vereinba —

rung in dem Münchener Vorſchlage zum Vollzug der Bundes —

beſchlüſſe vom 30 . März und 17 . April 1848 , welche die

Reviſion der deutſchen Bundesverfaſſung in Ausſicht geſtellt

hatten .

Dieſe Vorgänge konnten aber Preußen und die an dem

Bündniſſe feſthaltenden Staaten nicht beſtimmen , die betretene

Bahn zu verlaſſen . Sachſen und Hannover waren nicht be —

rechtigt , ſich von ihren übernommenen Verpflichtungen einſeitig

loszuſagen ; ſo lange die verbündeten Staaten die auf ihr gu⸗

tes Recht geſtützte Hoffnung aber nicht aufgeben mußten , die

beiden Königreiche zu dem Bündniß zurückzuführen , durften ſie

auch auf die Hoffnung nicht verzichten , das urſprüngliche große

Ziel in naher Zukunft zu erreichen .
Sie mußten ihrerſeits zum Vollzug des Bündniſſes ſchrei⸗

ten , die darin in Ausſicht geſtellte Verſammlung nach Erfurt

berufen und ihr den Berliner Entwurf zur Berathung und

Schlußfaſſung vorlegen , wenn man das ganze Werk nicht klein⸗

müthig fallen laſſen , ſondern vielmehr Sachſen und Hannover

gegenüber auf der Erfüllung ihrer Verbindlichkeit mit allem

Nachdrucke beſtehen wollte .

Unabhängig von dem Einfluß , den die Rückkehr der beiden
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Königreiche zu dem Bündniß und der nachfolgende Eintritt

ihrer Abgeordneten in die Verſammlung auszuüben geeignet

waren , konnten auch die Verbeſſerungen des Berliner Verfaſ —

ſungsentwurfs , die man als Ergebniß der Erfurter Berathun⸗

gen erwartete , in günſtiger Weiſe auf die Geneigtheit der übri⸗

gen königlichen Regierungen zum Anſchluſſe und auf ihre deß—⸗

fallſigen Entſchließungen einwirken .

In Erwägung der bedenklichen Seiten mancher Beſtimmun —

gen , in welchen der Berliner Entwurf lediglich den Eindrücken

und Gefahren einer krampfhaften , bewegten Zeit und ihrer
übereilten Forderungen Rechnung getragen hatte , war von den

vereinigten Regierungen das Bedürfniß einer Reviſion des

Entwurfs als unabweisbar erkannt worden .

Die nach Erfurt berufene Verſammlung hat ihre Aufgabe
mit einer überraſchenden Schnelligkeit , mit einer Mäßigung
und Umſicht gelöst , die ihr in der Geſchichte unſerer nationa —

len Beſtrebungen ein dauerndes , ehrendes Andenken verbürgen .
Das Werk , das ſie beſſern half , wird , wenn es zunächſt auch

nicht zur wirklichen Ausführung kommt , ſeinen Werth als

Bauriß für unſere nationalen Einrichtungen bewahren und

eine freundliche Verſtändigung aller deutſchen Staaten über die

wirkliche Aufrichtung des Gebäudes das Ziel der Wünſche und

Beſtrebungen wohl der großen Mehrheit der deutſchen Regie —
rungen und Kammern und aller deutſchen Patrioten bleiben .

Den Beſchlüſſen der Verſammlung wird jedenfalls weit —

hin eine wohlthätige , moraliſche Wirkung in mannigfaltigen
Beziehungen nicht fehlen .

Wie man über die Frage der vorgängigen Annahme des

vorgelegten Entwurfs der Reichsverfaſſung in ſeiner unverän —
derten Faſſung Cen - bloc - Annahme ) , die anfänglich einen ernſt —
lichen Zwieſpalt zwiſchen den vereinigten Regierungen und
der Verſammlung herbeizuführen drohte , denken mag , ſo wird

man doch den Motiven , welche die Mehrheit zu ihrem Be —

ſchluſſe beſtimmten , um ſo eher Gerechtigkeit wiederfahren laſ⸗
ſen , da die Verſammlung in der nachfolgenden Reviſion den
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Wünſchen und Intereſſen der vereinigten Regierungen faſt

durchgängig entſprach .

4.

Die Zuſtimmung der Erfurter Verſammlung zu dem in

Folge des Statuts vom 26 . Mai unter den Regierungen ver —

abredeten Entwurfe der Verfaſſung des deutſchen Reiches und

eines Wahlgeſetzes , ſo wie zu den vorgelegten Additionalacten

liegt nun den vereinigten Regierungen mit den Ergebniſſen der

Reviſion vor . Indem das Parlament zuſtimmte , daß die Ver⸗

faſſung , das Wahlgeſetz und die Additionalacte nach Maßgabe
der genehmigten Vorſchläge abgeändert und in dieſer abgeän⸗
derten Geſtalt promulgirt werde , fügte es die Erklärung bei ,

daß , in ſo weit jene Vorſchläge ganz oder theilweiſe die Geneh⸗

migung der Regierungen nicht erhalten , es bei der in Folge
der Zuſtimmung des Reichstags feſtgeſtellten Beſtimmungen
der vorgelegten Urkunden ( Entwürfe ) verbleibe .

Wir laſſen alle auf die Form des Verfahrens , ( welches
die Erhaltung des Rechtsbodens für die Verwirklichung der

Reichsverfaſſung bezweckte ) , bezüglichen Fragen bei Seite liegen⸗

Für diejenigen Staaten , welche den in dem Statut vom 26

Mai 1849 in Ausſicht geſtellten Bundesſtaat wollen , bedurfte

es der gewählten Formen nicht , um ſie auf der betretenen Bahn

feſtzuhalten . Zu dieſen Staaten darf man ohne Zweifel
Baden rechnen . Sein bisheriges Verhalten in der deutſchen

Sache bürgt dafür , daß es an den Verpflichtungen , die es durch

ſeinen Zutritt zum Dreikönigsbündniſſe übernommen hat , mit

Treue halten , die Großherzogliche Regierung dem Gelingen
des Werkes kein Hinderniß in den Weg legen , vielmehr zu

deſſen Förderung ſtets bereit bleiben werde . Ob aber die

Sorgfalt , womit man durch die Formen des Verfahrens den

Rechtsboden zu erhalten ſuchte , die Verwirklichung des aus
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